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Präambel: 
D ie  Gemeinde Pliening erlässt gemäß § 2 Abs. 1, §§ 9, 10 des 
Baugesetzbuches (BauGB) und der zum Zeitpunkt des Erlasses gültigen 
Fassungen des BauGB, der Bayerischen Bauordnung (BayBO), der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (GO) diesen Bebauungsplan mit Grünordnungsplan 
„Sondergebiet Gut Gerharding – Flächen für die Landwirtschaft und 
Gewerbe“ als S a t z u n g. 

  

   

§ 1 – Räumlicher Geltungsbereich 
Als räumlicher Geltungsbereich gilt der Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan i. d. F. vom __.__.____ einschließlich Festsetzungen 
durch Text und Festsetzungen durch Planzeichen. 
 

§ 2 – Bestandteil der Satzung 
Als Bestandteil dieser Satzung gelten der ausgearbeitete 
Bebauungsplan mit Grünordnungsplan sowie die Festsetzungen durch 
Text und Festsetzungen durch Planzeichen. 
 

§ 3 – Inkrafttreten 
Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
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Die Aufstellung des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan „Sondergebiet Gut Gerharding - 
Flächen für die Landwirtschaft und Gewerbe“ erfolgt gemäß § 10 BauGB und wird im Regelver-
fahren durchgeführt. 

 

1  Aufstellungsbeschluss 
Die Gemeinde Pliening hat in der Sitzung vom 30.03.2023 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Auf-
stellung des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan „Sondergebiet Gut Gerharding - Flächen 
für die Landwirtschaft und Gewerbe“ beschlossen.  
Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht. 

 

2  Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darle-
gung und Anhörung für den Vorentwurf zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan in der Fas-
sung vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ stattgefunden. 

 

3  Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan in der Fassung 
vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ stattgefunden. 
 

4  Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan in der Fassung vom __.__.____ wur-
de mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis __.__._____ 
öffentlich ausgelegt. 
 

5 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Zum Entwurf des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan in der Fassung vom __.__.____ 
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in 
der Zeit vom __.__.____ bis __.__._____ beteiligt.  
 

6  Satzungsbeschluss 
Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Sondergebiet Gut Gerharding - Flächen für die 
Landwirtschaft und Gewerbe“ wurde mit Beschluss vom __.__.____ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
und Art. 81 BayBO in der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen. 

 
 
 
 

Gemeinde Pliening, den ………………….. 
 1. Bürgermeister 

 

6  Nach Abschluss des Planaufstellungsverfahrens ausgefertigt. 
 
 
 
 

Gemeinde Pliening, den ………………….. 
 1. Bürgermeister 

 

7  Inkrafttreten 
Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Sondergebiet Gut Gerharding - Flächen für die 
Landwirtschaft und Gewerbe“ wurde am __.__.____ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich be-
kanntgemacht. Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Sondergebiet Gut Gerharding - Flä-
chen für die Landwirtschaft und Gewerbe“ tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. Auf die Rechts-
folgen der §§ 44 Abs. 3/4, 214 u. 215 BauGB wird hingewiesen. 

 
 
 
 

Gemeinde Pliening, den ………………….. 
 1. Bürgermeister 

 

5.4 Werbeanlagen 
Werbeanlagen sind nur an Gebäuden und baulichen Anlagen zulässig und dürfen nicht über die 
Fassadenoberkante hinausragen.  
Freistehende Werbeanlagen als Werbemasten, Werbestelen und Fahnenmasten sind innerhalb des 
Geltungsbereiches bis zu einer Höhe von max. 12,50 m zulässig.  
Werbeanlagen sind dabei nur am Ort der eigenen Leistung zulässig.  
Wechsellichter sowie grelle Farben sind unzulässig.  
Zulässig ist ausschließlich eine Hintergrundbeleuchtung. 

4 VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB) 

4.1 Öffentliche Verkehrsflächen  
Die Straßenfläche innerhalb der Straßenbegrenzungslinie wird als öffentliche Verkehrsflächen 
festgesetzt. Die Höhenlage orientiert sich dabei am bestehenden Gelände. Abweichungen der 
Höhenlage sind dabei in dem Umfang zulässig, wie es die technischen Anforderungen der 
Erschließung erfordern.  
 

4.2 Private Verkehrsflächen 
4.2.1 Zufahrten 

Die verkehrliche Erschließung hat ausschließlich über die im Bebauungsplan ausgewiesenen 
Ein- und Ausfahrten zu erfolgen.  
Die Höhenlage orientiert sich dabei an der öffentlichen Verkehrsfläche sowie am bestehenden 
Gelände. Abweichungen der Höhenlage sind dabei in dem Umfang zulässig, wie es die 
technischen Anforderungen der Erschließung erfordern.  
 

4.2.2 Stellplätze 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind ausschließlich innerhalb der für Stellplätze ausgewiesenen 
Baugrenzen sowie der sonstigen im Bebauungsplan ausgewiesenen überbaubaren 
Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulässig. Dabei ist die Stellplatzsatzung der Gemeinde 
Pliening in der aktuellen Fassung maßgebend.  
Hinweis: 
Der Stellplatznachweis ist abhängig von der tatsächlichen Nutzung und im Zuge der Einzelgenehmigung 
nachzuweisen.  
 

5 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (ART. 81 BAYBO) 
5.1 Gestaltung baulicher Anlagen 

Dachform: symmetrisches Sattel- / Walm-/ Krüppelwalmdach oder Mansardendach 
(doppeltes Walmdach) zulässig, bei eingeschossigen Nebengebäuden auch 
Flachdach zulässig. 

Dachneigung: Wohngebäude 25° bis max. 55°; 
 Wirtschaftsgebäude / Betriebsgebäude bis max. 40°; 
 Dachgauben und Zwerchgiebel sind ab einer Dachneigung von 30° 

zulässig. 
Dachaufbauten: Der Abstand der Gauben zum Ortgang muss mind. 2m, der Abstand der 

Zwerchgiebel zum Ortgang muss mind. 3m betragen; 
 Dacheinschnitte sind unzulässig; 
 die Summe aller Dachaufbauten (Zwerchgiebel, Gauben) darf je 

Gebäudeseite höchstens 60% der Dachlänge betragen. 
Dacheindeckung: die Dachflächen sind mit Dachsteinen oder Ziegeln im Farbton anthrazit 

oder rot auszuführen;  
 in die Dacheindeckung integrierte Anlagen zur Nutzung von Solar-energie 

sind in Verbindung mit Gebäuden nur auf dem Dach und an der Fassade 
bzw. an Brüstungselementen zulässig; 

 auf geneigten Dächern sind sie nur bis max. 0,2m Abstand zur Dachhaut 
zulässig; 

 zum Dachfirst ist ein Abstand von mind. 0,3 m einzuhalten. 
 

5.2 Abstandsflächen 
Die Tiefe der Abstandsflächen innerhalb des Geltungsbereiches bemisst sich ausschließlich 
gemäß Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO.  
 

5.3 Einfriedungen 
Art und Ausführung: Metallzaun/ Maschendrathzaun/ Holzzaun/ lebende Zäune; 
Höhe der Einfriedung: max. 2,00 m ab OK-fertiges Gelände; 
Sockel: Abstand zum Boden mind. 10cm 
 

3 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden über die Festsetzung von Baugrenzen gemäß § 23 
Abs. 3 BauNVO geregelt. Gebäude und bauliche Anlagen sind dabei nur innerhalb dieser Flächen 
zulässig. Auf die Festsetzung durch Planzeichen zu Baugrenzen wird Bezug genommen.  
 
 

A) BEBAUUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und Art. 81 BayBO 
 

1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 

1.1 Sondergebiet “Flächen für die Landwirtschaft und Gewerbe“ (§ 11 BauNVO) 
Zulässig sind innerhalb des Geltungsbereiches folgende Nutzungen: 
Bauzone 1 Wohnen  

Zulässig sind:  
Betriebsleiterwohnhaus für landwirtschaftlichen Betrieb mit behindertengerechter 
Altenteiler- /Pflegewohnung (höchstens insgesamt zwei Wohneinheiten) 

Bauzone 2 Betriebs- und Wirtschaftsgebäude für landwirtschaftliche Nutzung 
Zulässig sind: 
- Landwirtschaftliche Betriebs- und Wirtschaftsgebäude 
- Lagerhallen, Lagerplätze 

Bauzone 3 Betriebsgebäude für gewerbliche und landwirtschaftliche Nutzung  
  Der Anteil landwirtschaftlicher Nutzungen innerhalb der Bauzone 3 wird auf einen 

Anteil von maximal 35 % der überbaubaren Grundstücksfläche begrenzt. 
Zulässig sind: 
- Lagerhallen (auch mit Lagerverkauf), Lagerplätze 
- Handwerksbetriebe 
- Landwirtschaftliche Betriebs- und Wirtschaftsgebäude 
- Büroflächen 
- Mitarbeiterwohnungen (für bis max. 8 Wohnungen) 

Bauzone 4 Anlage für sportliche Zwecke 
Zulässig sind: 
- Vereinsheim 
- Stockbahn 
- dazugehörige Nebenanlagen und Zugänge 

 

2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 
2.1 Zulässige Grund-/ Geschossfläche 

Nutzung 
Grundflächenzahl - GRZ 
§ 17 i.V.m. § 19 BauNVO 

Geschossflächenzahl - GFZ 
§ 17 i.V.m. § 20 BauNVO 

SO max. 0,4 max. 0,8 
 

Innerhalb der Bauzone 1 wird eine maximale Grundfläche (GR1) für wohnliche Zwecke von maximal 
350 m² festgesetzt. 
 

2.2 Höhe baulicher Anlagen 
2.2.1 Wandhöhe (WH) 

Zubehöranlagen - Garagen/ Carports/ Nebengebäude: max.    3,50 m 
Wirtschaftsgebäude/ Betriebsgebäude/ Wohngebäude: max.    7,50 m 
Definition: 
Die Wandhöhe ist zu messen ab FFOK-Erdgeschoss bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut 
an der Traufseite oder bis zum oberen Abschluss der Wand. 
 

2.2.2 Firsthöhe  max.  12,50 m 
Definition: 
Die Firsthöhe ist zu messen ab FFOK-Erdgeschoss bis zum höchsten Punkt der Dachfläche. 
 

2.2.3 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 3 BauGB) 
Die Höhenlage der untersten Geschossebene (FFOK-Erdgeschoss) der Gebäude und baulichen 
Anlagen ist auf die nachfolgende Höhe über NN zu legen: 

Nutzung Höhenkote 
Bauzone 1 507,00 m ü. NN 

Bauzone 2 506,50 m ü. NN 

Bauzone 3 507,00 m ü. NN 

Bauzone 4 507,50 m ü. NN 
 

Eine Höhendifferenz bis max. 0,75 m ist zulässig.  

B) GRÜNORDNUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB 
 

6 NICHTÜBERBAUBARE UND BETRIEBLICHE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN  
D ie  p riva ten , nichtüberbaubaren Grundstücksflächen sind als Rasen-, Wiesen- oder 
Pflanzflächen auszubilden. Eine Befestigung innerhalb dieser Flächen ist nur für Zugänge und 
Einfriedungen zulässig. Eine Versiegelung ist auf das unbedingt erforderliche Maß zu 
beschränken.  
Die für den Betrieb erforderlichen Erschließungen sind nur innerhalb der privaten, betrieblichen 
Grundstücksflächen zulässig. Eine Befestigung innerhalb dieser Flächen ist nur für Zufahrten, 
Zuwegungen und Einfriedungen zulässig. Eine Versiegelung ist auf das unbedingt erforderliche 
Maß zu beschränken.  
 

7 VERKEHRSFLÄCHEN, STELLPLÄTZE, ZUFAHRTEN UND ZUGÄNGE 
Die KFZ-Stellplätze, KFZ-Stauräume, Grundstückszufahrten und sonstige Erschließungen sind 
versickerungsfähig zu gestalten (rasenverfugtes Pflaster, Schotterrasen, Rasengittersteine, 
Fahrspuren mit durchlässigen Zwischenräumen, Porenpflaster u. ä.). 
 

8 PFLANZMASSNAHMEN 
D ie privaten, nichtüberbaubaren und betrieblichen Grundstücksflächen sind angemessen zu 
begrünen. 
Je angefangene 600 m² private, nichtüberbaubare und betriebliche Grundstücksfläche sind 
zwei Gehölze 2. oder 3. Ordnung entsprechend Artenliste 9.1 in den festgesetzten 
Mindestqualitäten zu pflanzen. Im Bereich von Verkehrsflächen ist auf das Straßenraumprofil zu 
achten. 
Alternativ kann die Anzahl der erforderlichen Bäume auf die Hälfte reduziert werden, wenn die 
nördliche Grundstücksgrenze flächig mit einer freiwachsenden Strauchhecke entsprechend 
Artenliste 9.2 in den festgesetzten Mindestqualitäten überstellt wird. 
Die zu pflanzenden Gehölze sind zu pflegen und zu erhalten. Ausfallende Bäume und 
Sträucher sind nachzupflanzen, wobei die Neupflanzungen ebenfalls den festgesetzten 
Güteanforderungen zu entsprechen haben und in der nächstmöglichen Pflanzperiode zu 
pflanzen und arttypisch zu entwickeln sind. 
Zu erhaltender Baum- und Vegetationsbestand ist vor Beginn der Bauarbeiten durch geeignete 
Maßnahmen zu schützen.  
 

9 ARTENLISTEN 
Es ist auf die Verwendung von autochthonem Pflanzmaterial aus dem Bereich 
6.1 „Alpenvorland“ zu achten. 

9.1 Gehölze 2. und 3. Ordnung 
Einzelgehölz: H, 3 x v., mDB, 14-16 (Straßenraumprofil, falls erforderlich) 
Qualität: H, 8-10 (Obstgehölz) 
Acer campestre   Feld-Ahorn 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Prunus avium   Vogel-Kirsche 
Sorbus aucuparia  Gemeine Eberesche 
sowie Obst-/ und Nussgehölze standorttypischer Regionalsorten und vergleichbare Arten. 
 

9.2 Sträucher 
Qualität: Str., 2 x v, 60-100 
Crataegus monogyna   Weißdorn 
Cornus sanguinea   Roter Hartriegel 
Corylus avellana   Haselnuss 
Euonymus europaeus   Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare   Liguster 
Lonicera xylosteum   Heckenkirsche 
Prunus spinosa   Schlehe  
Rosa spec.   Wildrosen 
Salix spec.    Weiden 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana   Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus   Wasserschneeball 
sowie vergleichbare Arten. 

10 FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM AUSGLEICH 
Die Bereitstellung der erforderlichen Ausgleichsflächen erfolgt außerhalb des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplanes / Grünordnungsplanes auf einer Teilfläche der Fl.Nr. 2313/2, Gemarkung 
Pliening. Der erforderliche naturschutzfachliche Ausgleich wird mit dem artenschutzfachlichen 
Ausgleich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „S O  Freiflächenphotovoltaikanlage 
Gerharding“ (CEF-Maßnahmen) überlagert. 
Maßnahmen:  

  Umwandlung von Acker in Blühflächen / Rohbodenstandorten 
  Extensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung 
  Förderung von Ackerbrachen 

 

Entwicklungsziel: 
Entwicklung eines strukturreichen Lebensraumkomplexes zur Förderung der Fauna innerhalb 
einer Feldvogelkulisse: 

  Anlage und Entwicklung von extensiven Blühstreifen (G212 nach BayKompV) in Kombina-
tion mit Rohbodenstandorten 

  Anlage und Entwicklung von bewirtschafteten Äckern im Sinne des Artenschutzes (A12 
nach BayKompV) 

  Anlage und Entwicklung einer Ackerbrache (A2 nach BayKompV) 
 

Zielerreichung: 
Die Erreichung des Entwicklungsziels nimmt in Abhängigkeit der Maßnahmen bis zu 10 Jahre in 
Anspruch. 

Die detaillierte Maßnahmenbeschreibung ist der Begründung zu entnehmen. 

1 PLANUNGSGRUNDLAGE 
Die Planzeichnung ist zur genauen Maßentnahme nur bedingt und als Eigentumsnachweis nicht ge-
eignet, da keine Gewähr für Maßhaltigkeit und Richtigkeit übernommen werden kann. 
 

2 BAUGRUND 
Zur endgültigen Klärung der Untergrundverhältnisse hinsichtlich Gründung der Gebäude und 
Erschließungsanlagen sowie der Versickerungsverhältnisse, wird den Bauwerbern die Erstellung von 
Boden- und Baugrundgutachten empfohlen. 
 

3 BODENSCHUTZ - SCHUTZ DES OBERBODENS, MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ VOR 
SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 
Bei baulichen und sonstigen Veränderungen des Geländes ist der anfallende Oberboden in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und so zu sichern, dass er jederzeit zu Kulturzwecken verwendet werden kann. 
Er ist in seiner gesamten Stärke anzuheben und in Mieten (maximal 3,00 m Basisbreite, 1,00 m Kro-
nenbreite, 1,50 m Höhe, bei Flächenlagerung 1,00 m Höhe) zu lagern. Die Oberbodenlager sind bei 
einer Lagerdauer von über 6 Monaten mit tiefwurzelnden, winterharten und stark wasserzehrenden 
Pflanzen (z. B. Luzerne, Waldstauden-Segge, Lupine) als Gründüngung anzusäen. Eine Befahrung 
mit Maschinen ist zu unterlassen. Die Vorgaben der DIN 19731 sind zu beachten. 
 

4 NACHBARSCHAFTSRECHT 
Bei Pflanzungen von Bäumen und Sträuchern sind die geltenden Regelungen des AGBGB Art. 47 bis 
50 zu beachten und zu angrenzenden benachbarten Flächen nachfolgende Abstände einzuhalten: 
 0,50 m für Gehölze niedriger als 2,00 m Wuchshöhe,  
 2,00 m für Gehölze höher als 2,00 m Wuchshöhe,  
 bis zu 4,00 m zu landwirtschaftlichen Nutzflächen für Bäume höher als 2,00 m. 
 

5 DENKMALSCHUTZ 
Verdachtsflächen Bodendenkmäler 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich lt. Bayerischem Landesamt für Denkmalpflege Verdachtsflä-
chen für Bodendenkmäler. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind archäologische Funde da-
her nicht auszuschließen. Bodeneingriffe aller Art bedürfen in jenen Bereichen einer denkmalrechtli-
chen Erlaubnis, in denen Bodendenkmäler vermutet oder dem Umständen nach angenommen werden 
müssen (Art. 7 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz). 
Diese Erlaubnis ist bei der unteren Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Ebersberg zu beantra-
gen. Vor Beginn der Erdarbeiten ist eine sachgerechte archäologische Sondierung im Einvernehmen 
und unter Aufsicht des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege im Bereich der betroffenen Bau-
fläche durchzuführen. Nach Ergebnis der Sondierungen hat der Antragsteller eine sachgerechte ar-
chäologische Ausgrabung im Einvernehmen und unter der fachlichen Aufsicht des Bayerischen Lan-
desamtes für Denkmalpflege zur Sicherung und Dokumentation aller von der geplanten Maßnahme 
betroffenen Bodendenkmäler durchzuführen. Mit den Erdarbeiten darf erst begonnen werden, wenn 
die vorhandenen Bodendenkmäler sachgerecht freigelegt, dokumentiert und geborgen wurden. Die 
Kosten für die Sondierung und Ausgrabung hat der Antragsteller zu tragen. 
 

Unbekannte Bodendenkmäler 
Da nicht ausgeschlossen werden kann, dass sich auch außerhalb der Verdachtsflächen oberirdisch 
nicht mehr sichtbare und daher unbekannte Bodendenkmäler in der Erde befinden, wird auf die ent-
sprechenden Bestimmungen des Art. 8 Abs. 1 bis 2 BayDSchG verwiesen.  

Bei Erdarbeiten zu Tage kommende Bodendenkmäler (z.B. Keramik-, Metall- oder Knochenfunde) 
sind unverzüglich der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Bayerischen Landesamt 
für Denkmalpflege zu melden. Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf 
von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutz-
behörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  
 

6 FÜRHUNG UND SCHUTZ VON VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN 
Die Unterbringung der erforderlichen Versorgungsleitungen sollte aus städtebaulichen und gestalteri-
schen Gründen im Einvernehmen mit den Leitungsträgern unterirdisch erfolgen.  
Bei Anpflanzungen von Bäumen und Großsträucher ist zu unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitun-
gen ein Abstand von mindestens 2,50 m einzuhalten. Bei kleineren Sträuchern ist ein Mindestabstand 
von 1,50 ausreichend. 
 

7 IMMISSIONEN DURCH DIE LANDWIRTSCHAFT 
Unmittelbar an den Geltungsbereich grenzen landwirtschaftliche Nutzflächen an. Im Zuge einer ord-
nungsgemäßen Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen müssen die An-
lieger mit zeitweise bedingten Geruchsimmissionen (Gülle, Mist, Pflanzenschutzmittel), Staubimmissi-
onen (Ernte-Drusch, Trockenheit) und Lärmimmissionen (landwirtschaftliche Maschinen) rechnen.  
 

8 GRUNDWASSERSCHUTZ 
Die Freilegung von Grundwasser ist beim zuständigen Landratsamt umgehend anzuzeigen. Für eine 
ggf. Erforderliche Bauwasserhaltung ist beim zuständigen Landratsamt (Wasserrecht) rechtzeitige ei-
ne wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.  
Sollte der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen geplant sein, sind die entsprechenden Vorkeh-
rungen zu deren Umgang zu beachten und die Fachkundige Stelle Wasserwirtschaft des zuständigen 
Landratsamtes zu beteiligen. Die Anzeigepflicht von Grundwasserfreilegungen nach § 49 WHG bzw. 
die Erlaubnis mit Zulassungsfiktion nach Art. 70 BayWG sind zu beachten. 
 

9 NIEDERSCHLAGSWASSERBESEITIGUNG 
Die Grundstücksentwässerung hat nach DIN 1986-100 in Verbindung mit DIN EN 752 und DIN EN 
12056 zu erfolgen. 
Die Bodenversiegelung im gesamten Geltungsbereich ist dabei auf ein unbedingt erforderliches Maß 
zu beschränken. Zur Aufrechterhaltung der natürlichen Versickerungsfähigkeit sind die Zufahrten und 
PKW-Stellplätze soweit als möglich versickerungsfähig zu gestalten.  
Es wird weiterhin empfohlen, bei versickerungsfähigem Untergrund das Niederschlagswasser von den 
Dachflächen und den Grundstückszufahrten dezentral mittels breitflächiger Versickerung über die be-
lebte Bodenzone dem Untergrund zuzuführen oder über geeignete Rückhalteeinrichtungen (z. B. 
Teichanlagen, Regenwasserzisternen) zu sammeln. Im Vorfeld ist die ausreichende Sickerfähigkeit 
des Untergrundes nachzuweisen. 
Für eine schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser ist die 
Niederschlagsfreistellungsverordnung (NWFrei) maßgebend. Weiterhin sind die „Technischen Regeln 
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser“ (TRENGW) 
zu beachten. 
Falls es bei Starkniederschlägen oder Schneeschmelze zu wild abfließendem Wasser kommen sollte, 
darf dieses nicht zum Nachteil Dritter ab- bzw. umgeleitet werden. Geeignete Schutzmaßnahmen ge-
gen wild abfließendes Wasser und Schichtenwasser sind vorzusehen. 
 

10 SCHALLSCHUTZ 
Die schalltechnische Verträglichkeit der geplanten Sondergebiete des vorliegenden Bebauungsplanes 
unter Berücksichtigung der Geräuschbelastung durch das angrenzende Sand- und Kieswerk und der 
möglichen Emissionen innerhalb des Plangebietes wurde durch die schalltechnische Untersuchung 
des Ingenieurbüros Greiner Bericht Nr. 223144 / 2 vom 30.01.2024 nachgewiesen.  
Die Untersuchung zeigt, dass die einschlägigen Immissionsrichtwerte der TA Lärm für MI- bzw. GE-
Gebiete eingehalten werden. Bei einer entsprechenden Gebietsauswahl und Zugrundelegung des 
Schutzanspruches sind keine Schallschutzmaßnahmen vorzusehen. Die Gebietseinstufung und mög-
liche Schallschutzmaßnahmen gilt es im Genehmigungsverfahren zu konkretisieren.  
An einer möglichen Bebauung im SO1, im nördlichen Bereich des SO2 und im SO3 können die Im-
missionsgrenzwerte der 18. BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) eingehalten werden.  
Die möglichen Überschreitungen an der bestehenden Gewerbehalle („l“ Gebäude) sind unseres Er-
achtens als Eigenimmissionen einzustufen. Zudem finden in der Regel keine zeitlichen Überschnei-
dungen zwischen der Sommerstockbahnnutzung und der Büronutzung statt. Mögliche Schallschutz-
maßnahmen können bei Bedarf im Genehmigungsverfahren konkretisiert werden.  
Das Gutachten wird vollumfassend Bestandteil der Verfahrensunterlagen unter Anhang 1. 
 

11 ALTLASTEN 
Altlast- bzw. Altlastenverdachtsflächen innerhalb des Geltungsbereiches sind nicht bekannt. Diese 
Feststellung betätigt jedoch nicht, dass die Flächen frei von jeglichen Altlasten oder schädlichen Bo-
denverunreinigungen sind. Bodenverunreinigungen sind dem zuständigen Landratsamt, Sachgebiet 
Wasserrecht, staatliches Abfallrecht, Bodenschutzrecht zu melden.  
 

12 ABFALLRECHT 
Größe, Zahl und Art der Abfallbehältnisse richten sich nach den Bestimmungen der jeweiligen gelten-
den Satzung. Kann der anfallende Müll nicht direkt durch die Müllfahrzeuge abgeholt werden, muss 
von den Abfallbesitzern dieser zu dem nächsten anfahrbaren Sammelplatz gebracht werden. Auf § 16 
Nr. 1 der Unfallverhütungsvorschriften Müllbeseitigung (DGVU-Vorschrift 43) wird verwiesen.  
 

13 ARTENSCHUTZ 
Zur Einhaltung des Verletzungs- und Tötungsverbotes nach Art. 44 Abs. 1 Nummer 1 Bundesnatur-
schutzgesetz darf die Baufeldfreimachung grundsätzlich nur in der Zeit vom 1. Oktober bis Ende Feb-
ruar erfolgen. Soll die Baufeldfreimachung in der Zeit von 1. März bis Ende September erfolgen, so 
sind ab Anfang März geeignete Vergrämungsmaßnahmen (z.B. Überspannung der Flächen mit Flat-
terbändern oder Bearbeitung des Oberbodens in wöchentlichem Abstand) durchzuführen. 

14 SCHUTZ VON BESTEHENDEN GEHÖLZEN 
Die zu erhaltenden Gehölzbestände sind während der Bauphase durch geeignete Maßnahmen zu 
schützen. Die Regelungen der DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetations-
flächen bei Baumaßnahmen) sind bei der Bauausführung zu beachten. 
 

15 GEHÖLZPFLANZUNGEN IM STRASSENRAUM 
Bei Baum- und Strauchpflanzungen ist darauf zu achten, dass diese nicht in das Lichtraumprofil hin-
einragen dürfen und die Straße eine lichte Durchfahrtshöhe von 4,0 m gewährleisten muss. 
 

16 DIN-NORMEN 
Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten DIN-Normen und weiteren Regelwerke 
können zusammen mit diesem Bebauungsplan während der üblichen Öffnungszeiten in der Gemein-
de eingesehen werden. Die betreffenden DIN-Vorschriften usw. sind auch archivmäßig hinterlegt beim 
Deutschen Patentamt.  
 

17 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan umfasst Teilflächen der 
vermessenen Grundstücksflächen der Flurnummern 2344, 2366, 2365, 2349/9 und 2349/10, alle Ge-
markung Pliening, mit einer Fläche von ca. 26.554 m².  

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes / Grünordnungsplanes 

 

Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
Sondergebiet (gemäß Festsetzung durch Text Ziffer 1.1) 

 
 

Bauweise, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO) 
 

Baugrenze:  Die den Hauptnutzungszwecken dienenden 
überbaubaren Grundstücksflächen sind durch 
Baugrenzen festgesetzt.  

 
Baugrenze für Stellplätze  

 
 

Verkehrsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

 
Öffentliche Verkehrsfläche zur Erschließung des Sondergebietes  
 
Straßenbegrenzungslinie 
 
Private Verkehrsfläche zur Erschließung des Sondergebietes und für 
sonstige betriebliche Nutzungen 
 
Wirtschaftsweg  
 
Einfahrt / Ausfahrt 

 
 

Flächen für Abwasserbeseitigung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Abs. 6 BauGB) 

 
Regenrückhaltung (RR) / Versickerungsmulde  
Ausführung als naturnahe Versickerungsmulde; Rigole o. Ä., Lage und Dimensionierung entsprechend dem 
Nachweis der Entwässerungsplanung 

 

Grünflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 

 
Öffentliche Grünfläche, Straßenbegleitgrün – Bestand, zu erhalten 

 
 

Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung der Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

 
Private, nicht überbaubare Grundstücksflächen 
zur Randeingrünung / Hausgartennutzung, geplant 
 
Einzelgehölz – bestehend, zu erhalten 
 
Gehölzgruppe Baumpflanzung – bestehend, zu erhalten 
 
Gehölzgruppe Baum-/Strauchpflanzung, flächig – bestehend, zu erhalten 

 
 

Sonstige Planzeichen 
 
Stellplätze  
 
Firstrichtung 
 

 

Flurnummer (Beispiel) 
 

Flurstücksgrenze mit Grenzstein 
 

Bebauung – bestehend 
 
Bebauung – geplant (Vorschlag) 
 
Bebauung – entfällt 
 
Höhenkote in Meter ü. NN gemäß Geodaten Bayern  
(zur genauen Maßentnahme nicht geeignet) 

 

Planungsgebiet

Ackerbrache (A2)

Stoppelfeld (A12)

Blühfläche / -streifen (G212) 

Umgrenzung von Flächen zur
Entwicklung von Natur und Landschaft

CEF-Maßnahmen / artenschutzfachliche 
Maßnahmen gem. VEP / GOP 
"SO Freiflächenphotovoltaikanlage Gerharding" 

3.369 m
²

3.452 m
²

~ 36.00

1.198 m
²

2.171 m
²

~ 
34

.0
0

GFZGRZ

DF/ DN: WH: 

Gewerbliche Nutzungen und 
Fläche für die Landwirtschaft

max. 0,4 max. 0,8

max. 3,50 m 

max. 7,50 m

SD/WD/KWD/MD
25° - max. 55°

max. 40°

50
Meter

0 25

2366

2344

2344

Kapelle

2365

Wohnen

Landwirtschaft

2349/10

2349/9

Gewerbe / Landwirtschaft

Stockbahn

geplante Freiflä
chenphotovoltaikanlage

(Bebauungsplan in Aufstellung)

geplante Freiflä
chenphotovoltaikanlage

(Bebauungsplan in Aufstellung)

Baustoff R
ecycling

Kieswerk

505.67

505.94

506.72

507.10

506.81

506.55

506.56

505.79

507.28

506.10

506.17

506.13

505.63

506.82

ÜBERSICHTSLAGEPLAN


